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Beratende Versammlung des Europarates 
Deutsche Delegation 


Bericht 

über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europarates 
vom 17. bis 23. April 1970 in Straßburg 


Der erste Teil der 22. Sitzungsperiode der Bera- 
tenden Versammlung des Europarates wurde am 
17. April 1970 in Straßburg vom Alterspräsidenten 
der Versammlung, Professor Dr. Carlo Schmid 
(Frankfurt) (SPD), eröffnet. In seiner Ansprache hob 
er hervor, daß der Europarat vielleicht nicht mehr 
von dem Elan seiner frühen Jahre getragen werde, 
daß er aber immerhin eine Fülle von neuen Aufga- 
ben und Initiativen sich zu eigen gemacht habe, die 
den europäischen Völkern, und nicht nur ihnen, das 
Zusammenleben in einer verwandelten Gesellschaft 
erleichtern und den Weg in eine friedliche Zukunft 
ebnen sollen. Das moralische Gewicht des Europa- 
rates sei in einer Zeit politischer, sozialer und gei- 
stiger Krisen unverändert, und das von ihm aufge- 
stellte Arbeitsprogramm beweise, daß er sich des 
Umfangs und der Tragweite seines Auftrags bewußt 
geblieben sei. 

Bei der Wahl zum Präsidium wurden der Schwei- 
zer Liberale Olivier Reverdin als Präsident und 
Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) als deutscher Vize- 
präsident in ihren Ämtern bestätigt. 

Für den Politischen Ausschuß legte Abg. Dr. Schulz 
(Berlin) (SPD) einen Bericht über die Aufgaben des 
Europarates in der nahen Zukunft vor, in dem der 
Ausschuß vor allem die Haltung des Europarates 
während der bald beginnenden Verhandlungen über 
die Erweiterung der EWG und zu den zu erwarten- 
den Resultaten niedergelegt hatte. Nach Meinung 
des Berichterstatters bleibe der Europarat das ein- 
zige Diskussionsforum im freien Europa, das für die 
Interessen aller europäischen Staaten, ob sie der 
Gemeinschaft angehören oder aus irgendwelchen 
Gründen sich ihr vorerst nicht anschließen können, 
eintreten werde. Er halte es vor allem für wichtig, 
daß der Europarat seinen Blick in die Zukunft richte 
und sich der Aufgaben bewußt werde, die noch zu 
bewältigen seien; wenn es ihm gelinge, jährlich 
einige Texte zu erarbeiten, die zum Modell für eine 
künftige europäische Gesetzgebung werden könn- 


| ten, werde er sich echte Verdienste erwerben. Die 
] jetzt erreichte bessere Zusammenarbeit zwischen 
| Versammlung und Ministerkomitee scheine ihm eine 
Garantie für kommende fruchtbare Jahre zu sein. 

I In einer Debatte über die Bekämpfung der Luft- 
I Piraterie lehnte Abg. Sieglerschmidt (SPD) die For- 
: derung eines Vorredners ab, für Luftpiraten die 
I Todesstrafe einzuführen; eine strenge Bestrafung sei 
J natürlich angebracht, aber an einer differenzierten 
Beurteilung der einzelnen Fälle käme man nicht 
vorbei. 

I Abg. Frau Klee (CDU/CSU) setzte sich in einer 
Aussprache über die Beziehungen zwischen dem 
i Europarat und Lateinamerika dafür ein, daß die 
I europäischen Länder den südamerikanischen Staa- 
ten nicht nur wirtschaftliche und finanzielle, sondern 
vor allem auch Bildungshilfe gewähren; es gebe 
bereits zahlreiche Ansätze für Hilfsmaßnahmen, aber 
die Zusammenarbeit der Europäer könne und müsse 
noch konstruktiver und intensiver organisiert wer- 
den, wenn konkrete Erfolge erzielt werden sollen. 

In einer Debatte über einen internationalen Rechts- 
schutz der Polizeiangehörigen setzte sich Abg. Bauer 
(Würzburg) (SPD) dafür ein, daß die Polizei in die 
4. Genfer Konvention über den Schutz der Zivil- 
; bevolkerung in Kriegszeiten einbezogen werde; er 
; regte ferner an, daß ein internationales Kennzeichen 
I für die Polizeiangehörigen eingeführt werde, das sie 
I von den Armeeinheiten deutlich unterscheide. 

Abg. Dr. Kempfier (CDU/CSU) machte darauf auf- 
1 merksam, daß der Deutsche Bundestag die Regie- 
! rung bereits aufgefordert habe, alle Bestrebungen zu 
1 unterstützen, die den Schutz der Polizeikräfte durch 
die Genfer Konvention garantieren könnten; er 
hoffe, daß sich andere Staaten dem bald anschließen 
würden. 

i Im Auftrag des Rechtsausschusses nahm Abg. 
Sieglerschmidt (SPD) Stellung zu einem Bericht des 
Ausschusses für die Nichtmitgliedsländer über die 
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Menschenrechte in Portugal und kam zu dem Ergeb- 
nis, daß auch unter der gegenwärtigen portugiesi- 
schen Regierung die Menschenrechte nicht so ge- 
währt werden, wie es die Menschenrechtskonvention 
fordert; zwar seien Anzeichen einer gewissen Libe- 
ralisierung festzustellen; er beurteile die Lage ohne 
großen Optimismus und Pessimismus, aber er glau- 
be, daß der Europarat durch diese Debatte vielleicht 
dazu beitragen könne, die demokratische Entwick- 
lung in Portugal zu beschleunigen und den Men- 
schon dort ihre Verbindungen mit dem übrigen 
Europa zu erleichtern. 

Die Präsidentin der Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen, Miß Angie Brooks, sprach vor der 
Beratenden Versammlung und erinnerte die Abge- 
ordneten vor allem an ihre Verpflichtungen den Ent- 
wicklungsländern gegenüber; auf eine entsprechen- 
de Frage des Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) antwor- 
tete sie, daß die Probleme des Nahen Ostens nur 
von den unmittelbar Beteiligten selbst zu bewälti- 
gen seien; auch die Vereinten Nationen hätten nicht 
genügend Einfluß auf die beiden Parteien, um sie 
zum Einlenken zu bewegen. 

Abg. Pöhler (SPD) legte im Namen des Ausschus- 
ses für Bevölkerungs- und Flücbtlingsfragen einen 
Bericht über die Lage der griechischen Flüchtlinge 
im freien Europa vor und stellte fest, daß diese 
Flüchtlinge in ihren Gastländern zwar sämtliche 
Rechte der demokratischen Grundordnung genießen 
und auch größtenteils materiell gesichert seien, daß 
aber diejenigen unter ihnen, die sich öffentlich ge- 
gen das Regime in Athen erklärten, Opfer von Re- 
pressalien der griechischen konsularischen und di- 
plomatischen Vertretungen in ihren Gastländern 
seien; er forderte die Mitgliedsregierungen auf, die- 
sen Mißbrauch des konsularischen und diplomati- 
schen Status der griechischen Vertretungen nicht 
länger zu dulden. 

In einer Aussprache zwischen Mitgliedern des 
amerikanischen Kongresses und der Beratenden 
Versammlung fragten die Abg. Amrehn (CDU/CSU) 
und Dr. Ahrens (SPD) nach den Gründen, weshalb 
man neben anderen Organisationen auch noch die 
NATO eingeschaltet habe, um das zweifellos alar- 
mierende und international akute Problem des Um- 
weltschutzes zu untersuchen; von amerikanischer 
Seite wurde geantwortet, daß die Untersuchungen 
gerade erst begonnen hätten und daß man noch ver- 
suchen müsse, die richtigen Ansatzpunkte zu finden. 

Zur Frage internationaler Absprachen über Natur- 
schutz und über die Ergebnisse des europäischen 
Naturschutzjahres sagte Abg. Dr. Ahrens (SPD), daß 
der Gedanke des Naturschutzes bei den einzelnen 
Bürgern und den regionalen und kommunalen Gre- 
mien durchaus lebendig sei, daß er aber auf europä- 
ischer und globaler Ebene noch gründlicher disku- 
tiert werden müsse und daß vor allem weltweit 
praktizierbare Normen gefunden werden müßten, 
um weitere Schäden und Verluste zu verhindern. 
Eine weniger bürokratische Behandlung der Projekte 
würde zweifellos zu schnelleren und fruchtbaren 
Ergebnissen führen. 


Im Verlauf der politischen Debatte sprach der Par- 
lamentarische Staatssekretär des Bundesministers 
des Auswärtigen Professor Dahrendorf vor allem 
zur Frage der Ost- West-Beziehungen in Europa und 
zu den letzten Initiativen der Bundesregierung in 
der Ostpolitik; es habe zwar auch unter den frühe- 
ren Regierungen Ansätze zu einer eigenen deutschen 
Ostpolitik gegeben, aber die gegenwärtige Regie- 
rung versuche bewußt, neue Wege zu gehen, die 
zu dem alten Ziel einer europäischen Friedensord- 
nung führen sollen. Die Bundesregierung wolle nicht 
mehr Mitläufer, sondern Vorreiter einer Politik des 
Friedens und des Fortschritts sein, ihre bilateralen 
und multilateralen Konsultationen könnten in ge- 
wisser Weise den Beginn einer gemeinsamen Au- 
ßenpolitik der europäischen Länder darstellen. Im 
Anschluß an diese Rede kam es zu einer sehr leb- 
haften Debatte, an der sich neben einer Reihe von 
holländischen, italienischen, französischen, schweize- 
rischen, schwedischen und britischen Parlamentari- 
ern vor allem auch die deutschen Abgeordneten Dr. 
Furier, Dr. Schultz, Dr. Kliesing, Blumenfeld, Alber, 
Lenze und Lemmerich beteiligten. In seinen Antwor- 
ten betonte Staatssekretär Dahrendorf, daß seiner 
Meinung nach die WEU die Institution sein könne, 
in der politische Konsultationen gleichlaufend mit 
den Beitrittsverhandlungen in der EWG möglich 
seien; die Bundesregierung werde wie bisher für 
eine Erweiterung der parlamentarischen Kompeten- 
zen im europäischen Bereich eintreten. Er sehe kei- 
nen Widerspruch zwischen einer Konsolidierung des 
westlichen Bündnisses und dem Versuch eines Brük- 
kenschlags nach dem Osten; es sei zwar nicht auszu- 
schließen, daß die europäische Sicherheitskonferenz 
nicht den gewünschten Erfolg haben werde, aber sie 
müsse so vorbereitet werden, daß Pannen von vorn- 
herein möglichst vermieden werden. Er begrüße es, 
daß die Frage der deutschen Ostpolitik zu einer leb- 
haften inneren Auseinandersetzung in der Bundes- 
republik geführt habe, sie zwinge alle Beteiligten zu 
einer genauen Überlegung und Rechenschaft; für die 
staatliche Wiedervereinigung Deutschlands gebe es 
im Augenblick zwar keinen rationalen Weg, aber 
die Regierung werde alles vermeiden, was eine 
spätere Wiedervereinigung beeinträchtigen könne. 
Die aktive Konkurrenz zweier deutscher Staaten in 
der Welt scheine ihm sinnvoller zu sein als die 
gegenseitige Diskriminierung; über die Mitgliedschaft 
der Bundesrepublik und der DDR bei der UNO und 
anderen internationalen Organisationen könne im 
Augenblick noch nichts gesagt werden. Er glaube 
nicht, daß es in den USA Verwirrung über die Hal- 
tung der Bundesregierung in den Berlin- und ost- 
europäischen Verhandlungen gegeben habe, sie 
habe auch niemals hochgespannte Erwartungen hin- 
sichtlich des innerdeutschen Dialogs zu erwecken 
versucht; eine veränderte Einstellung Sowjetruß- 
lands zu einer europäischen Sicherheitskonferenz 
habe auch er festgestellt und das stimme ihn nach- 
denklich; seiner Meinung nach werde die Bundes- 
republik in Zukunft eine selbstbewußtere und selb- 
ständigere Politik betreiben, da ja nun die jüngeren 
Generationen sich mehr und mehr in der Politik zu 
Wort melden würden. Ihren Beitrag zur Entspan- 
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nung könne aber die Bundesrepublik nur in ständi- 
ger Fühlungnahme mit ihren westlichen Partnern 
leisten. 

Der von der politischen Kommission der Ver- 
sammlung vorgelegte Bericht beschäftigte sich vor 
allem mit der Lage im Nahen Osten. Abg. Lenze 
(Attendorn) (CDU/CSU) sagte hierzu, daß nur eine 
Politik der kühlen nüchternen Vernunft zu einer Be- 
ruhigung in diesem höchst gefährdeten Raum führen 
könne, und wenn schon die unmittelbar Beteiligten 
sich wenig kompromißbereit zeigten, so sollten doch 
die anderen Staaten, vor allem die beiden Super- 
mächte, alles vermeiden, was die bestehenden Span- 
nungen noch vergrößern könnte; leider benutze die 
Sowjetunion den Konflikt, um ihren Einfluß im Mit- 
telmeerraum auszuweiten. Bilaterale Verhandlun- 
gen europäischer Staaten mit den arabischen Län- 
dern könnten nützlich sein, wenn sie nach vorheri- 
ger Konsultation und Abstimmung mit den Partnern 
geführt würden. Die Gewaltverzichtspolitik sollte in 
diesem Raume besonders günstige Auswirkungen 
haben. 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) erinnerte an die 
Situation zu Beginn des zweiten Weltkrieges, als 
man konkrete Entscheidungen solange hinaussdiob, 
bis die Welt in Flammen stand. Auch jetzt scheine 
man nicht sehen zu wollen, daß die massiven Inter- 
ventionen Sowjetrußlands hier zur Entstehung eines 
neuen Weltbrands führen könnten. Im Westen glau- 
be man, sich auf eine differenzierte Neutralität zu- 
rückziehen zu können, ihm allerdings erscheine es 
zweifelhaft, ob sich auf die Dauer die militärische 
Neutralität durchhalten lasse. Um das verlorene 
Gleichgewicht im Nahen Osten wiederherzustellen, 
sei es dringend erforderlich, daß die europäischen 
Länder sich um eine gemeinsame Konzeption für ihr 
Vorgehen bemühen, wobei vor allem den Staaten, 
die engere Verbindungen zu den arabischen Ländern 
haben, die besondere Rolle zufalle, ihre Gesprächs- 
partner zu überzeugen, daß es nur ihr eigener Vor- 
teil wäre, wenn sie gemeinsam mit ihrem Nachbarn 
Israel für Frieden, Ordnung und Wohlstand in die- 
sem Gebiet sorgen würden. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) meinte, die Präsenz 
der Sowjetunion im Mittelmeer sei zwar ein politi- 
sches und militärisches Faktum, aber er lehne es 
strikt ab, als frei gewählter europäischer Parlamen- 
tarier das nicht deutlich auszusprechen, was er für 


richtig halte; er könne sich solange nicht zu Kom- 
promissen verstehen, solange die Fronten im Mittel- 
meerraum nicht klar abgesteckt seien. Er halte es 
deshalb auch für bedenklich, Millionen um Millionen 
in die Lager der palästinensischen Flüchtlinge zu 
stecken, wo doch jedermann wisse, daß gerade dort 
der Haß gezüchtet werde. 

Der politische Ausschuß legte außerdem einen Be- 
richt über das Problem der Doppelarbeit in den in- 
ternationalen Organisationen vor. Der Berichterstat- 
ter Abg. Amrehn (CDU/CSU) forderte Regelungen 
und Absprachen, damit die vielen internationalen 
Organisationen in Zukunft miteinander und nicht 
gegeneinander arbeiten. Das Beispiel der NATO, 
die einen Ausschuß für die Bekämpfung der Um- 
weltschäden gegründet habe, von dem niemand 
wisse, was er eigentlich wolle, sei für die gegen- 
wärtige Situation bezeichnend. Im Arbeitsprogramm 
des Europarates werde dieses ernste Problem aus- 
giebig berücksichtigt, und man könne schwer ver- 
stehen, mit welchen Mitteln die NATO auf diesem 
Gebiet etwas erreichen wolle. Auf jeden Fall sei es 
dringend notwendig, für die Zukunft eine vernünf- 
tige Abgrenzung der Tätigkeitsgebiete der vielen 
internationalen Organisationen festzulegen. 

Als Vorsitzender des Ministerkomitees sprach der 
holländische Außenminister Luns zur Versammlung, 
der vor allem auf das Problem Griechenland ein- 
ging. Auf eine Frage des Abg. Lenze (Attendorn) 
(CDU/CSU) über seine Eindrücke während seiner 
Reise in den Nahen Osten antwortete er, er glaube 
nicht, daß eine Intervention Westeuropas in diesem 
Augenblick erfolgversprechend sein könne. 

Ein Bericht des Wirtschaftsausschusses über die 
Präsenz der amerikanischen Industrie in der euro- 
päischen Wirtschaft wurde nach einer lebhaften De- 
batte an den Ausschuß zurückverwiesen. 

Bei der Neukonstituierung der Ausschüsse wurde 
Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) als Präsident des 
Geschäftsordnungsausschusses bestätigt. Folgende 
deutsche Vizepräsidenten wurden gewählt: Dr. 
Schulz (Berlin) (SPD) im Politischen Ausschuß, Dr. 
Rutschke (FDP) im Wirtschaftsausschuß, Dr. Schmid 
(Frankfurt) (SPD) im Rechtsausschuß, Frau Klee 
(CDU/CSU) im Ausschuß für die Nichtmitglieds- 
staaten, Pöhler (SPD) im Flüchtlings- und Bevölke- 
rungsausschuß und Draeger (CDU/CSU) im Haus- 
haltsausschuß. 


Bonn, den 6. Mäi 1970 


Der Sprecher 

Blumenfeld 


Der stellvertretende Sprecher 

Dr. Schulz (Berlin) 



